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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Benz, Ey, Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, 
Hussing, Klein (Göttingen), Lenzer, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr- Probst, 

Dr. Stark (Nürtingen), Dr. Lenz (Bergstraße) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Volksfrontbündnisse an den Hochschulen 


Obwohl SPD und FDP in offiziellen Parteibeschlüssen sich von 
kommunistischen Organisationen verbal eindeutig abgrenzen, 
zeigt die Lage an den Hochschulen, daß viele dieser Erklärun- 
gen der Wirklichkeit nicht entsprechen; trotz der anhaltenden 
Wahlerfolge demokratischer Gruppen, insbesondere des Rings 
Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS), nehmen Volks- 
frontbündnisse an den Hochschulen ständig zu. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß an 
31 Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland die Allge- 
meinen Studentenausschüsse (Asten) aus Volksfrontkoalitio- 
nen zwischen Mitgliedern der SPD und Kommunisten und 
an zwei Hochschulen Volksfrontkoalitionen zwischen Mit- 
gliedern der FDP und Kommunisten bestehen, obwohl in der 
Mehrheit der Fälle demokratische Koalitionen zwischen 
Sozialdemokraten, Liberalen und RCDS möglich wären? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bei der 
Mitgliederversammlung der Vereinigten Deutschen Studen- 
tenschaften (VDS) im April 1976 in Köln ein Vorstand beste- 
hend aus MSB Spartakus, Sozialistischem Hochschulbund 
(SHB), maoistischen Basisgruppen, Juso-Hochschulgruppen 
und dem Liberalen Hochschulverband (LHV) gebildet wurde, 
obwohl der RCDS den Juso-Hochschulgruppen und dem 
LHV das Angebot unterbreitet hatte, unter der Vorausset- 
zung eines klaren Bekenntnisses zum Grundgesetz einen 
Juso/LHV-Minderheitsvorstand zu unterstützen, der mehr- 
heitsfähig wäre, wenn die bayerischen Sprecherräte, was 
auch die Bundesregierung begrüßt hat, in die VDS aufge- 
nommen würden? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß, ob- 
wohl der SHB von der Bundesregierung als verfassungs- 
feindlich qualifiziert wird, eine große Anzahl von SHB-Mit- 
gliedern auch Mitglieder in der SPD sind und es SPD-Wahl- 
aufrufe zugunsten des SHB gegeben hat (z. B. in Bonn, Frei- 
burg) ? 
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4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß im 
Januar 1975 in Münster die SPD und die FDP- Jugendorga- 
nisation DJD einen Aufruf von SHB, Juso-Hochsdiulgruppen 
und MSB Spartakus zu einer Urabstimmung über das rechts- 
widrige allgemeinpolitische Mandat der Verfaßten Studen- 
tenschaft unterstützten und einen gemeinsamen Aufruf Un- 
terzeichneten, den auch die DKP und die Sozialistische Deut- 
sche Arbeiterjugend (SDAJ) unterzeichnet hatten? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß laut 
RCDS-Dokumentation „Volksfront an den Hochschulen" 
vom Juni 1976 der rheinland-pfälzische SPD-Landesvorsit- 
zende und SPD-Bundesschatzmeister Wilhelm Dröscher in 
einem offiziellen Gespräch mit führenden RCDS-Funktionä- 
ren erklärte: 

„Koalitionen mit Kommunisten sind nicht von vornherein 
abzulehnen. Dies kommt ganz auf die jeweilige Situation 
an. - Wollen Sie etwa alle Kommunisten als Antidemokra- 
ten und Verfassungsfeinde deklarieren"? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Duldung 
der geschilderten Fakten durch die SPD- und FDP-Parteilei- 
tungen die Zusammenarbeit von Sozialdemokraten und Libe- 
ralen mit totalitären Kommunisten generell begünstigt und 
fördert? 


Bonn, den 28. Juli 1976 
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